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tragsauslegung und arbeitet auch keine allgemeinen unions-

rechüichen Vorgaben für den Fall der Notwendigkeit der
ergänzenden Vertragsauslegung aufgrund der Unionsrechts-

widrigkeit von Vertragsklauseln heraus.

3. Die vom BGH - nach dem Vorstehenden rechtsfehlerhaft - vor-

genommene ergänzende Vertragsauslegung überschreitet zu-

dem nicht die Grenzen der richterlichen Rechtsfortbildung
oder des allgemeinen Willkürverbots.

(Leitsätze des Gerichts)

BVerfG, Beschl. v. 17.11.2017 - 2 BvR 1131/16

vorgehend: BGH, Beschl. v. 26.04.2016 - Vffl ZR 76/13

Tagungsbericht

29. Fachgespräch der Clearingstelle EEG|KWKG -
„Mieterstrom: Förderungen und Herausforderungen"

Am 02.03.2018 veranstaltete die Clearingstelle EEG|KWKG im
Tagungszentrum Aquino in Berlin ihr 29. Fachgespräch mit ca.

140 Teünehmern zum Thema Mieterstrom.

Dr. Henning Regler (BMWi) gab einen Überblick über die För-
derung des Mieterstroms. Dabei näherte er sich dem Mieterstrom-

gesetz aus Sicht des EEG. Als Kontext der Regelung stellte er die

Klimaschutzziele der Bundesregierung und die Beteiligung ver-

schiedener Akteure heraus.

Dr. Harald Will (BSW Solar) stellte den BSW Leitfaden zu
Geschäftsmodellen mit PV-Mieterstrom vor, welcher im Rahmen

einer Sensitivitätsanalyse den Einfluss verschiedener Faktoren

auf die Wirtschafflichkeit von Mieterstrom untersuche. Das Ge-

schäftsmodell Mieterstrom sei trotz hoher Komplexität vielver-

sprechend, obgleich seine Potentiale nur durch eine höhere di-

rekte Förderung erschließbar seien.

Dr. Nicole Pippke (BDEW) berichtete über Anwendungsfragen
aus der Beratungspraxis, insbesondere die Voraussetzungen des

Mieterstromzuschlags. HinsichÜich des Verbrauchs im nnmittel-

baren räumlichen Zusammenhang sei eine Einzelfallprüfung er-

förderlich. Keine Rechtssicherheit sehe der BDEW bei Mieter-

stromlieferungen vor der EU-beihilferechÜichen Genehmigung

des Mieterstromgesetzes am 20.11.2017.

Anschließend berichteten drei Projektentwickler über prakti-

sehe Erfahrungen und Schwierigkeiten.

Florian Henle (Polarstern GrnbH) tmg vor, dass oftmals kein

Mieterstromzuschlag möglich sei, weü die 100-kWp-Grenze über-

schritten oder eine Kombination aus PV-Anlagen und Blockheiz-

kraftwerken verwendet werde. Die Abstimmung der Messkonzepte

mit den Netzbetreibem erweise sich regelmäßig als mühsam, es

sei sehr viel Aufklärungsarbeit notwendig und eine Wirtschaft-

lichkeit bei weniger als zehn Parteien nur schwer zu erreichen.

Dennoch sei Mieterstrom die einzige Möglichkeit, nach der auch

Stadtbewohner von der Energiewende profitieren könnten und

diene als Reallabor für den Energiemarkt der Zukunft.

UlfRietmann (Naturstrom AG) stellte als Hürden ebenfalls die
fehlende Serienreife in der Abstimmung mit den Verteilnetzbe-

treibem sowie lange Kommunikationswege und -Schwierigkeiten

zwischen allen Beteiligten dar. Die Preisobergrenze, nach der

Mieterstrom maximal 90 % des Grundversorgerpreises kosten

dürfe, schaffe regionale Ungerechtigkeiten und verhindere die

Förderung von besonders ökologischen Projekten.

Auch Annegret-Claudine Agricola (Berliner Energieagentur

GmbH) kritisierte die 100-kWp-Grenze und den Ausschluss von

Blockheizh-aftwerksprojekten sowie von Gewerbeimmobilien.

Mieterstrom aus Solarenergie und Kraft-Wärme-Kopplung seien

zentrale Bausteine der Urbanisierung der Energiewende.

Dr. Dirk Legler (VfW) berichtete über Probleme bei der dezen-

tralen Stromliefenmg aus Kraft-Wärme-Kopplungs- sowie PV-An-

lagen. Er kritisierte die Eingrenzung des Anspruchs auf Strom aus

Wohngebäudeanlagen und fände aus Gründen der Rechtssicher-

heit eine Vereinheitlichung des Verbrauchsortes mit der Kunden-

anläge wünschenswert. Der mit dem Mieterstromzuschlag ver-

bundene Messaufwand sei in der Praxis teilweise viel zu hoch.

Dr. Martin Winkler (Clearingstelle EEG | KWKG) stellte den Ent-
wurfzum Hinweisverfahren 2017/46 der Clearingstelle EEG | KWKG
vor. Zunächst ging er auf die Bestimmung der 100-kWp-Grenze

von Mieterstromanlagen ein. Nach vorläufiger Ansicht der Clea-

ringstelle EEG | KWKG handele es sich hierbei um eine gebäude-
bezogene „Alles-oder-Nichts-Grenze", § 24 Abs. l EEG 2017 sei

nicht anwendbar. In Bezug auf den unmittelbaren Zusammen-

hang sei hingegen eine Einzelfallprüfung nötig. Der Begriff der
Kundenanlage sei hierbei eher nicht hilfreich, da dieser sehr um-

stritten sei und räumliche mit netztechnischen Gesichtspunkten

verbinde.

Marc Behnke (E.DIS Netz GmbH) stellte die Messung und Ab-

rechnung bei Mieterstromprojekten aus der Sicht eines Netzbe-

treibers vor. Er stimmte zunächst mit den bisherigen Rednern

überein, dass eine frühzeitige Kommunikation zwischen Netz-

und Anlagenbetreibem von großer Wichtigkeit sei und erläuterte

anschließend anhand verschiedener Messkonzepte mit zuneh-

mend komplexeren Sachverhalten, welche Zähler bei der Mes-

sung von Mieterstrom wichtig und abrechnungsrelevant seien.

Thomas Seltmann (Verbraucherzentrale NRW e.V.) stellte aus

der Sicht der Prosumer Vorschläge zur Entbürokratisierung vor.

Er wünschte sich die Einführung einer Bagatellgrenze, unterhalb

derer eine Anmeldung von PV-Anlagen nicht erfolgen müsse.

Dies würde dem Sinn und Zweck des Gesetzes gerecht und sei

sachgerecht, um das Ziel der Energiewende zu erreichen.

Weitere Informationen zu diesem Fachgespräch erhalten Sie

unter https ://www.clearingstelle-eeg-kwlcg.de/fachgespraech/29.
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